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strakt verstanden, sondern 1i1INImMNer bezogen auf die Kırche Beıtrag die Theologie un! MIt ıhr die Kırche Werden

Italıen eısten annnals vermittelndes Glıed Denn wenn N W a5 sıcher zutrifft,
Italıen GinNe Kriıse o1bt 1IST diese nıcht sehr der Innerhalb dieses die Gesamtorientierung der iıtalıeniıschen

Zweıierbeziehung Glaube Polıitik sondern dem Dreıi- Theologie bestimmenden Interesses andere, sehr
ecksverhältnis Glaube Kırche Politik suchen Dabei deutlich und erkennbare Fragestellungen heraus
spielt das Verhältnis Christentum Marxısmus letzterer Ich lasse hıer die och sehr kräftigen Stimmen tradıitionali-
VOTr allem durch das Denken Gramscıs des zweıtellos 0)85: stischer theologischer Grupplerungen beiseite Vıelleicht
ginellsten Vertreters italıeniıschen marxiıstischen Denkens, handelt 65 sıch dabei auch eher vereinzelte, WenNnn auch
eiINeEe besondere olle vieltach PFrOMINCNTE Denker un:! WCNISCI einheıtliche
Mıt Abstand folgen Sonderprobleme Konkordat,; FEhe- Gruppen Ich moöchte 1Ur och auf ZWwWel Richtungen hın-
scheidung, Abtreibung Dıieser veränderte Interessenhori- WCISCH, dıie INan gleichsam auf CENIgEHENGESETIZLEN Polen
ZONLT beweıst, dafß sıch die Mıtte des theologischen [Den- der allgemeinen Entwicklung ansıedeln könnte auf der C1-
ens Italıen allmählich verschoben hat VO  3 Fragen des NC Neıte IST die theologische Fakultät VO  — Maıland MIt ıh-
gesamtkırchlichen Lehramtes den konkreten Proble- G: Zeitschrift „Teologıa C1IHNE Sınn
INnen der Seelsorge hıs hın durchaus privilegierten krıitische Begründung der Methoden un der EıgenartBehandlung VOonl Phänomenen und Ereignıissen der profa- theologischer Forschung bemüht un:! dabei e1iNe
nen Gesellschaft und Geschichte Eın Versuch Bılanz radıkal kritische Haltung gegenüber der theologischen

dieser Rıchtung wurde 1978 dem beı der „„Querı1- Produktion nördlich der Alpen C1inN Auf der anderen NSeılite
nıana““ erschienenen Buch ‚„„Chıesa Italıa 5—19/78°* bemüht sıch die theologische Fakultät für Suüdıtalien
SCZOPCNH, der Vertasser dieses Artikels un! ZWEI andere Neapel mMIt besonderem Nachdruck die Erschließung
Autoren auch dıe entsprechenden Veränderungen ka- der kulturellen Voraussetzungen, denen die Bevöl-
tholischen Verlagswesen dargestellt haben (vgl kerung Südıtaliens ebt Es 1IST das CIM Bereich der

24/-261) uch auf diese Entwicklung hat die ‚anthro- anthropologischen und ethnologischen Gesichtspunkten
pologische Wende Begınn der sıebziger Jahre die dann heute INm noch ein CINZISAFTISECS und besonders wert-

den erwähnten scharfen Reaktionen konservativer volles Feld wıssenschaftlicher Forschung darstellt, enn
Theologen geführt at,; entscheidenden Einfluß gehabt EeLWAS radıkal Urtümlıiches behauptet sıch auch noch
Bezeichnend 1St diesem Zusammenhang die Themen- Bereich modernster Kulturen
ahl des Kongresses der iıtalienischen theologischen Ver- Zwischen diesen beiden Polen wächst un! ebt heute jede

September 1979 „Theologie un! Menschen- echte Theologie, da das geoffenbarte Wort über Wıssen-
bıld Italıen heute“‘ Gefragt wurde, welches heute die schaft un: Geschichte vermuıttelt wırd Dıe epıstemologı-vorherrschenden Vorstellungen “VO Menschen der sche Begründung des Glaubenswissens un! die Auseınan-
Kultur un Leben Italiens sınd Es steht außer rage, dersetzung MItL den verschiedenen un! ursprünglichendafß CS heute C1iNE Kriıse der lange elıt beherrschenden Prä- Formen der Anthropologie bestimmen dıe Interessen der
sSCNZ der Kırche Lande o1bt Man Iragt sıch welchen heutigen Theologie auch Italıen Lu1g1 Sartorı
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eın rundwerte-Konsens?
Zur Familienpoliti der Parteien

Fordert ein Journalist Von den drei Bundestag te- einandersetzung MItTt den entsprechenden Vorstellungen
NCN Parteien Materı1al über deren Vorstellungen Zur amı- des politischen Gegners Und der Tat Auf WECNISCH Fel-
lienpolitik A wırd ıhm VO  e der CD  S gleich ein mehrere dern eiten Gebiet der Politik gibt 65 gravierende
Kılogramm schweres Paket 11S$ Haus geliefert Schon die- Dıifferenzen zwıschen den derzeitigen Regierungs un:
SCS 1ußere Indız Die Unionsparteıien sehen der den Upposıtionsparteien WIC be] den Grundsatzfragen der
Familienpolitik Schwerpunkt ihrer Arbeıit Familienpolitik Der wesentliche Unterschied alst sıch
Indes, nıcht alles, W 9a5 da prasentiert wırd alßt sıch als Satz zutammentassen Halten die ‚,G -Parteıen
Leitfaden christdemokratischer Familienpolitik einord- überkommenen, christlich fundierten Familienbegriff fest,
nen der größere Teil des Materials 1ST C1NC kritische Aus- den SIC auch MT den verschiedensten politischen Mafßnah-
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INECMN in der Gegenwart un! Zukunft erhalten bzw wieder- und Tau in eigener Verantwortung ber die partner-
gewinnen wollen, Passch sıch SPD und FDP den pC- schaftliche Gestaltung des Zusammenlebens ın Famiılie
wandelten Vorstellungen iın der modernen Gesellschaft un! Beruf SOWI1Ee ber die Erziehung der Kınder entsche1i-
Hıervon wird die immer och aktuelle Grundwertedis- den können. iıne vordringliche Aufgabe esteht darın,
kussıon berührt, W1e S1e VOTL vier Jahren Von den durch geeıgnete gesellschaftliche Hılten Kindererziehung
deutschen Bischöfen mıiıt ıhrem Hırtenwort ‚„„Gesell- un! Beruft vereinbar machen. Damıt mu{(ß VOI allem den
schaftliche Grundwerte un! menschliches Glück“ in Gang heute vielfach doppelt belasteten Frauen geholfen werden.
gebracht wurde: Ist die Regierung, sınd die Parteıen dazu uüttern und Vaätern, die der Erziehung VO  —- Kın-
da, eın Grundwertebewulßfstsein in der Gesellschaft dern nıcht berufstätig sınd, mussen frühzeitig besondere
schaffen bzw erhalten oder 1St dies Nur Sache der Kır- Hıiılfen 72006 beruflichen Qualifikation un Zur Rückkehr
chen? Hat sıch der Staat nıcht NUur weltanschaulich neutral, 1Ns Erwerbsleben angeboten werden.‘‘ Wıe Famılien heute
sondern auch wertneutral verhalten, womıt dann die leben, welchen Anforderungen un! Problemen sS1€e sıch
Gesetze ZU Spiegelbild des sıch wandelnden Wertebe- gegenübersehen, welche Möglichkeiten un:! Chancen s1e
wußtseins in der Gesellschaft würden? Sıcher ware 658 loh- haben, ergibt sıch, die SPD in hohem Ma(ße AUuUs den
nend, allein dieses Thema, konkretisiert Beispiel amı- Arbeits- und Lebensbedingungen ın der modernen Indu-
lienpolıitik, darzustellen. Hıer aber geht CS darum, die striegesellschaft. War die Familie der voriındustriellen eıt

Wirtschafts- und Lebensgemeinschaft ın eiınem, habe diefamilienpolitischen Vorstellungen der drei Parteıen eınan-
der gegenüberzustellen, wobei iın einem ersten Teıl moderne Famiılie keine vorrangıg wirtschaftliche Funktion
Grundsatzfragen erortert un:! ın einem Zzweıten beispiel- mehr. Ihre Aufgaben hätten sıch weitgehend auf Kinder-
haft die konkrete Verwirklichung der parteilichen Vor- erziehung, Haushaltsführung und Gestaltung der Lebens-
stellungen in einzelnen (sesetzen beschrieben werden. gemeinschaften verlagert. „„Diese Veränderungen haben

Auswirkungen auf Zusammensetzung, Aufgaben un:
Leitbilder der Famıilie.“‘ So hat sıch die Famiıilie VO  3 der

Familienpolitische Leitbilder rofßs- Zur Kleintamilie gewandelt, zugleich veränderten
Gegensätze und Ahnlichkeiten sıch die Beziehungen innerhalb der Famiululie. ‚„Die Normen

un! Rollen der patriarchalischen Famılie sınd fragwürdig
Zum Schutz der Famılie bekennen sıch alle Parteıen, han- geworden. Das gilt VOT allem für die überlieferte Stellung
delt e sıch dabei doch eın Gebot des Grundgesetzes. der Trau.°“
Insotern werden auch SPD un:! FDP jeden Vorwurt Und dann kommt der SPD-Parteivorstand auf die ‚, de-rückweıisen, sS1e hätten den diesbezüglichen Konsens über gnungen“ sprechen, die sıch daraus tfür die Tau CYSC-die Schutzwürdigkeıit der kleinsten Zelle menschlicher ben ‚In der modernen Industriegesellschaft steht die Fa-
Gemeinschaft verlassen. Keın Zweıfel, auch diese Parteıen
sehen den Schutz der Familie als eiınen Grundwert A

mıiılıe vielfältigen Belastungen, die VO  e außen auf S1€e
einwirken. Die berufsbedingte Mobilität erschwert ftamı-

doch W as INnan Famılie verstehen hat, daran schei- läres Zusammenleben ebenso W1€e Arbeitszeitregelungen,den sıch die Geıster. die aut famılıiäre Belange keine Rücksicht nehmen. Die
Im Beschlufßß des SPD-Parteivorstandes VO November Wohn- un Verkehrsbedingungen uUuNseTreTr Städte sınd
1979 über ‚„Grundsatzifragen der Familienpolitik“ heifßt nıcht kinderfreundlich uch die ständige Erweıte-
CS, Sozialdemokraten wollten der Familie keine festen rung der Fernsehunterhaltungsprogramme annn einem
Leitbilder vorgeben. „Sozialdemokratische Familienpoli- Verlust Miteinander iın der Famiılie führen.“‘ Weıter
tik 1St offen für CNEe Formen partnerschaftlicher Lebens- wırd darauf verwıesen, dafß ın uUunNnsererT! VO  = Konkurrenz-
gestaltung. Eın besonderes Anlıegen 1St CS, alleinerzie- kampft, Leistungsdruck un: Gewinnstreben gekennzeich-
hende Mütltter un! Väter mıt Kindern VOT Benachteiligung Gesellschatft viele Menschen Mangel Kom-

schützen un ıhnen be1 ıhren besonderen Problemen munıkatıon, Unterordnung un:! Unsicherheit leide
helfen.“‘ „Dafür S1e Entschädigung ım Privatleben, das

innerhalb der Famiıulie Sıcherheıit, menschliche Geborgen-In dem Papıer begrüfßt es die Parteı, „„dafß die Famılien sıch heıt, Solidarıität, Partnerschaft, persönliche Entfaltung und
überwiegend eınem partnerschaftlichen Verständnis
der Eltern-Kind-Beziehung orlıentieren, in der Mitsprache Kommunikation gewährleisten soll.““ Nıcht alle Famıilien

seıen der Aufgabe gewachsen, ersatzweıse auch diejenigenund Miıtwirkung der Kıinder, Aufgeschlossenheıt, 10 menschlichen Bedürfnisse befriedigen, die in der Ar-
seıtige Hılte un: gemeınsame Problemlösung die Stelle beitswelt und in der Schule, WO die meısten Menschen e1l-
patriarchalischer Unterordnung sind.“‘ Bejaht nenNn großen Teıl iıhrer eıt verbringen, unerfüllt bleiben.
wırd der Anspruch der Trau und des Mannes aut Selbst-
verwirklichung 1 der Famiılie und 1M Berutsleben‘‘. „Herstellung VO  - Chancengleichheıit“‘ W1€e für die Frauen
Gleichberechtigung VOoNn Mann un:! Trau erfordere nıcht auch für die Kinder, heifßt für die SPD die Parole, mıiıt
aldue Gleichheit VOT dem Gesetz, sondern Gleichbehand- der S1e die angedeuteten Probleme lösen möchte. Daß ın
lung un! VOT allem gleiche tatsaächliche Lebenschancen. unserer Gesellschatt die Herstellung Von Chancen gleich-
„ Wır wollen praktische Alternativen dem traditionellen Sa  3 iıdentisch 1St mıt der Schaffung Zwänge (denn
verfestigten Rollenverständnis ermöglichen, damıiıt Mann WTr wollte be1 uns gebotene Chancen nıcht nutzen?)
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scheint auch wenn eın solches Zie] keine Parteı ablehnen pflicht wachen. ‚„„‚Denn Kinder haben eın Recht auft
annn der Pferdefuß bei diesem Denken se1ın. bestmögliche Betreuung, Erziehung und Bildung.“‘

Andere Akzente die CD  S In dem auf dem 28 Bun-och weıter als die SPD geht die FDP iın dieser Beziehung.
Beschlüsse Zur Familienpolitik sınd für die Liberalen desparteitag (18 bıs 20 Maı verabschiedeten Wahl-
identisch mıt einem „Programm ZUY Gleichberechtigung“. der GDU/CGSU heißt 68 in der überwiegend

VO  = Franz Josef Strau verfaßten Praambel, bei der Sıche-Da wırd einleitend testgestellt, der Liberalismus
rung der nationalen Exısten z ach ınnen stehe die Familliedie Selbstbestimmung und die Selbstverwirklichung aller

Menschen. Beides werde bıs heute besonders stark den erster Stelle. ‚„„Die Famiılie ISt eıne unverzıchtbare Instı-
tution jeder treiheitlichen Gesellschaftsordnung.“‘ UndFrauen vorenthalten. „Tradıtion un! Weltanschauung, die weıter: „Gerechtigkeit bedeutet für uns nıcht die Gleich-Trennung Von Wohnung un! Arbeitsstätte, der Struktur-

wandel ın Famiulie un Gesellschaft, pädagogische un! behandlung der Menschen ungeachtet ıhrer verschiedenen
biologische Vorurteile SOWI1Ee konservatıve politische In- Anlagen un! unterschiedlichen Bedürfnisse, sondern die

Chance für alle Menschen, sıch ıhrer Unterschiedlichkeithaben ZUur Auspragung eines sehr einseıtigen Rol- entsprechend enttalten.‘‘ Ehe und Famiılie sınd für dielenverständnisses VO  - Mann un:! Trau geführt. Danach ISt
die Ta zuständıg ftür Haus und Familie, der Mann für Unıion „nıcht Leistungseinheit und Zufallsgemeinschaft“‘.
Beruft, Gesellschaft un! Politik.““ Der Liberalismus ver- Abgelehnt wırd eıne ‚‚mif$verstandene Emanzıpation““,

eıne Gleichberechtigung der Tau ll INan nıcht durchlangt die Aufhebung dieser Rollenfixierung ‚„„und damıit
die Ausdehnung des Freiheitsraumes Von Mann un Überbetonung der außerhäuslichen Beschäftigung erreıi-
Tau  : Dies könne 1Ur durch die Beseıitigung der einselt1g chen, WwW1e dies bei den beiden anderen Parteıen eLtwa ın der

Propagierung des Mutterschafts-Urlaubs Z Ausdruckdie Tau belastenden Doppelrolle und eıne Neubesinnung
über die gleiche Berechtigung un: Verpflichtung VO

kommt (Mutterschaft als Ausnahme von der Regel der
Mann un:! Tau in Familie, Berutft, Gesellschaft un! Politik Kerhäuslichen Beschäftigung), denn CD  e un: CGCSU sınd

davon überzeugt, daß die meısten Eltern sıch mehr Kindergehen. ‚Beide haben eıne Doppel- oder Mehrftachrolle
wünschen, als S1E haben, obwohl S$1e WISSenN,; daß sS1e dannbewältigen. In dem Maße, W1e Fremdbestimmung un!

Benachteiligung der Trau überwunden werden, wırd sıch Opfter bringen mussen. Dazu aber seıen die Eltern ıhren
auch der Rollenzwang für den Mann lösen. Er erhält mehr Kındern zuliebe bereıit, sofern ıhnen keine unzumutbaren

Opfter abverlangt würden.Möglichkeiten der persönlichen Entfaltung, eıne CHNSCIC
Beziehung den Kındern un eıine CC Einstellung Welche konkreten Vorstellungen die CD  S VOoNn der amı-
seiıner Berufstätigkeit. Das Zusammenleben der (se- lie hat, wırd deutlicher AaUus der Kritik der Familienpoli-

tik der beiden anderen Parteıen als eıgenen TOSTaMMA-schlechter erhält eue Impulse. Der dazu notwendige Be-
wufßtseinswandel hat Eerst begonnen.“‘ tischen Aussagen. Im Grundsatzprogramm der CD  e

heißt c eEeLWAS allgemein: ‚„„Ehe un Famılie haben sıch als
Fur die FDP hängt die Emanzipatıon der YAU wesentlich die beständigsten Formen menschlichen Zusammenlebens
VO  3 der Haltung der Gesellschaft ab, VO: staatlıchen Fa- erwıesen. S1e sınd das Fundament unserer Gesellschaft und
milienrecht, VO Sozialversicherungssystem SOWIE davon, unseres Staates. Sıe stehen dem besonderen Schutz
welche Qualifikation der TAau Bildungssystem vermıit- unserer Verfassungsordnung. Weder der Staat och andere
telt un: welche Entlohnung iıhr Wırtschaftsleben tür gesellschaftliche Lebenstormen können S1e ersetzen.‘‘
iıhre Leistungen geboten werden. S1e hänge aber auch VO  a Konkreter wurde die stellvertretende Vorsitzende der
dem Selbstverständnis der Trau un ıhrem Willen ab, CDU/CSU-Bundestagsiraktion, Helga Wex, in ıhrer
Möglichkeiten AT Gleichberechtigung Nutfzen und den Analyse des Drıiıtten Famıilienberichts: ‚„Di1e CDU/CSU
damit verbundenen Zuwachs Verantwortung in allenLebensbereichen auf siıch nehmen.

erwartet VO  - den Koalitionsparteien un! der Bundesregıe-
rung, daß S1€e angesichts der steiıgenden Unsicherheit ın den

Die famılıenpolitischen Vorstellungen der FDP kommen Famıiılien VonNn ıhrem auch in dem Bericht dokumentierten
deutlichsten 1ın deren „Kinderprogramm‘“ Zzu Aus- falschen gesellschaftspolitischen Weg der Fraktionierungdruck Da heißt CD, daß auch Kınder Träger VoO  e rund- der Famiıulie in Kınder, Mutter, Vater abläfßt, den angeblı-rechten sınd ‚„„Ihre Unmündigkeit hebt diese nıcht auf chen Funktionsverlust der Famılie nıcht mehr als Alıbı

Dıie Art und VWeıse des Umgangs eıner Gesellschaft mıt mißbraucht un! damıt die Verlagerung VON Famıilienauf-
iıhren Kindern bestimmen den Charakter der zukünftigen gaben aut andere gesellschaftliche Instiıtutionen begrün-Gesellschaft mıt  <c Kıinder gehören in eıne Familie, heifßt det.“‘ Es gehe nıcht 1Ur darum, CUE sozialpolitische Ma{(ßS-
es weıter. Keıne och durchdachte Erziehungseinrich- nahmen tordern, nıcht 1Ur darum, Ungerechtigkeıiten
Lung könne Eltern- und Familienatmosphäre un:! unzumutbare Belastungen der Famıulıe beseıtigen,Deshalb mußten Staat un! Gesellschaft auch alles Cun, sondern auch darum, das Maß staatlıcher Vormundschaft
die Lebensfähigkeit un:! die Erziehungskraft der Famiıulie un! Eıngriffsrechte über die Famiıulie weıt W1e möglichstärken. „„Als Famiıulie gelten eın oder mehrere Sorgebe- zurückzudrängen, den freien Spielraum erhalten un:!
rechtigte mıt eiınem oder mehreren Kindern.“ Das rund- die Eıgenverantwortlichkeıit ördern. Die CDU/CSU
DESELZ berechtige un:! verpflichte vorrangıg Müuültter un Jehnt, Frau Wex weıter, einseıtıge Leıtbilder jeglicherVäter, für die Kıinder SOTrg«CNn, doch lege 6S zugleich dem Art ab ‚,‚Mann und Tau soll ermöglıcht werden, ach
Staat auf, ber die Ausübung VOoNn Elternrecht un: Eltern- ıhren Vorstellungen ıhr Leben gestalten, se1l CS, ındem
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beide außerhäuslich tatıg sınd, se1l CS, da{fß eın Ehepartner 17 Mrd 1m Jahre 979.°° Und weıter: „Miıt dem (Ges
tamılıire Aufgaben übernıimmt. Beıides sınd gleichwertige SetZz Zur Siıcherung des Unterhalts Von Kıindern alleinste-

hender Mültter un! Väter durch Unterhaltszuschüsse oderTätigkeiten auch 1m Dıienste der Gesellschaft.“‘ DDem-
gegenüber wolle die Bundesregierung die durchgängige -ausfalleistungen sollen sıch die Schwierigkeıiten vermın-
Erwerbstätigkeit der rau Wenn 065 1mM Famıilienbericht dern, die alleinerziehende Eltern haben, wenn die Unter-
weıter heıißt, dafß ‚„der FEinfluß der hauslichen Erziehungs- haltszahlungen des anderen Elternteils ausbleiben. Der
umwelt nıcht hoch veranschlagt werden annn und NCUuU eingeführte bezahlte Mutterschaftsurlaub ermöglicht
ungleich höher 1Sst als der der schulischen Umwelt‘‘, muüfßte CS der Mutter, sıch ıhren Kindern in den ersten sechs Mo-
diese Aussage nach Meınung VOIl rau Wex in ıhrer Jog1- ach der Geburt ohne Belastungen durch das Ar-
schen Konsequenz dazu führen, der Familıenpolitik eıne beitsverhältnis intens1ıv wıdmen un! Arbeitsverhält-
orößere Bedeutung tür die Bildungspolitik beizumessen NS un: Kinderbetreuung besser ın Einklang bringen.

uch die FDP befürwortet eınen Mutterschaftsurlaub,als ısher; tatsächlich 1aber habe sıch dıe Bıldungspolitik
weıtgehend unabhängıg VON der Familienpolitik entwiık- un! ZWar als Einstieg füur eınen Betreuungszuschlag ZU

kelt Kındergeld. Dieser Zuschlag soll unabhängıg davon gCc-
eistet werden, ob die Mutter Arbeitnehmerin, HaustfrauUnd 1ın einem „Handbuch tür die innenpolıtische Argu-

mentatıon“‘ macht die CD  S die SPD/FDP-Koalıtion oder Selbständige 1St Er soll auch den kindergeldberech-
tiıgten Adoptiveltern ZUBULC kommen. ach den Vor-dafür verantwortlich, da{fß in der offiziellen Bıldungspoli-

tik die wissenschattliche Erkenntnis noch nıcht hınrei- schlägen der FDP können die Eltern treı entscheiden, ob
Mutter oder Vater sıch überwiegend der Kindererziehungchend berücksiıchtigt wiırd, dafß die für den Menschen eNLT- wıdmet oder ob eıne Betreuungsperson beschäftigt wiırd.scheidende Entwicklungsphase in den ersten Lebensjahren

verläuft un! der Einfluß der Famaiıulıe auf die Entwicklung Die Streichung der Kinderfreibeträge, durch die Höher-
des Jungen Menschen VO entscheidender Bedeutung Ist; verdienende gegenüber den kleineren Einkommensbezie-
viele Eltern sejen auch nıcht zuletzt als Folge der Bıl- ern begünstigt wurden, häalt die Unıon ach W 1e€e VOT für
dungspolitik, die Konflikte zwıischen Eltern un: ıhren eiınen Fehler un! strebt die Wiedereinführung eines Trel-
Kındern genährt habe, ın ihrer Erziehungsaufgabe betrages Dafür giDt e$s auch einıge einleuchtende
sicher geworden; der Anteıl der mıt öffentlichen Miıtteln Gründe: Famiıulien mıt Kındern, die VOL der Steuerreform
tinanzierten Famıilıenleistungen Sozialbudget habe sıch durch die Freibeträge den Prozentsatz ıhrer Besteuerung
von 20 Prozent im Jahre 1969 auf 15 Prozent 1mM Jahre senken konnten, werden jetzt mıt ıhren vollen Finkünften
1978 verringert; viele Frauen seıen Erwerbstätigkeıit SC- ZUur Steuer herangezogen. Das hat Auswirkungen auch be1
ZWUNgCN, den Lebensunterhalt der Famlıulıie sıchern verschiedenen soz1ıalen Leistungen W 1€e Wohngeld oder
heltfen un! das Einkommensniveau erhalten: die weIlt- Ausbildungsbeihilfen, die nach Einkommensgrenzen gC-
verbreitete Emanzıpationsideologie, die jegliche Bındung zahlt werden. Famıilien mıt Kindern, die be] Abzug Von

ın Frage stelle, werde eınem Angriff aut die Famliıulıie un: Kinderfreibeträgen mMIıt ıhren Einkünften diesen
auf jeden gemeinschaftlichen Zusammenhalt. Es könne Grenzen lägen un:! also Sozialleistungen erhalten würden,
nıcht darum gehen, Mann un: Frau, Eltern und Kinder überschreiten jetzt bei Anrechnung ıhrer vollen Bruttobe-
voneınander beireien, sondern bestehende, ungerechte zuge diese Grenzen un: erhalten die Leistungen nıcht
Abhängigkeit abzubauen un:! mehr Partnerschaft VCI- mehr Außerdem mussen unterhaltspflichtige Steuerzahler
wırklichen. seıt der Steuerretorm auch für den Teıl ihres Einkom-

MCNS, der iıhren unterhaltsberechtigten Angehörigen
steht un über den S1e deshalb nıcht treı verfügen können,

Streit den Familienlastenausgleich voll Steuern entrichten.

Wıe sıch soz1ıallıberale Famıilıenpolitik autf den Bestand der Die Arbeitsgruppe Fınanzen be] der rheinland-pfälzischen
Landesvertretung in onnn hat berechnet, dafß der Staat aufFamıiılien ausgewirkt hat,; darüber bestehen zwıschen Koa- diese Art un! Weıse VO den Unterhaltsleistungen für die1t10ns- un Opposıtionsparteien (wıe könnte c5 auch

ders seın völlıg konträre Meınungen. Zunächst eıne Be- rund 18 Millionen unterhaltsberechtigten Kinder un:! Ju-
gendlichen ın der Bundesrepublik 1975 rund zehn Milliar-

wertung durch den SPD-Parteivorstand: den ‚„‚Kıindersteuer‘‘ eingenommen hat Dabei
„Durch die Reform des Familienlastenausgleichs 1M Jahre wurden Realkosten Von 750 PTro ınd und Monat
19/5, die endlich damıiıt aufräumte, da{fß Höherverdienende grunde gelegt, vVvon denen das Kındergeld VO 50 tür
VO Staat mehr eld für iıhre Kinder bekamen als Wen1i- das e  9 /70O für das Zz7weıte un:! Je 120 für das
gerverdienende, un! durch die mehrmaligen beträchtli- dritte un:! jedes weıtere ınd abgezogen wurden. Die DBe-
chen Kindergelderhöhungen seıit 1975 hat sıch die Fın- Steuerung des 4US der eigenen Tasche zahlenden Anteıls
kommenssituation für Mehrkinderfamilien deutlich VCI- des Unterhaltspflichtigen erbrachte dem Staat Jjene
bessert. Seıt 1969 sınd beispielsweise die Leistungen für zehn Milliarden D  9 die Cr dann Kindergeld wıeder
eıne Familie mıt drei Kindern auf das 2,2fache gestiegen. zurückzahlte. Inzwischen wurde mıt dem Steuerände-
Der Finanzaufwand für den Familienlastenausgleich CI - rungsSgeSseLZ 19/7/ un! 1978 das Kindergeld zweımal erhöht
höhte sıch VO  — etwa Mrd 1mM Jahre 1969 auf ber un! beträgt seıt dem 1. Juli 19/9 für das ınd weıter-
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hın 50 D  9 für das Z7weıte 100 un! tür alle weıteren Vorstellungen konträr gegenüber. Außert ELW die CDU
Je 200 Im VergleichZ Anstieg der Realkosten Pro ın ıhrem Wahlprogramm die Überzeugung, die moralıische
ind un Monat auf heute 450 sınd diese Kindergeld- un! materielle Vernachlässigung der Famılie gehöre
anhebungen jedoch gering, wenı1gstens die aut- den verhängnisvollen Fehlentwicklungen des etzten Jahr-
kraft des Kindergeldes VO  3 1975 erhalten. Da sıch die zehnts, meınt die SPD in ıhrer „Auseinandersetzung mıt
Dıitfterenz zwischen Realkosten un! Kindergeld erhöht dem politischen Gegner‘‘, die Union verkenne die Zeichen
hat, stiegen die ‚„„Kıindersteuer‘-Einnahmen des Staates 1N- der Zeıt, ;„„WECNN S1e die alleinige Bestimmung der Tau 1mM-
zwiıischen auf 14 Mrd PIo Jahr Ungefähr gleich hoch INeCeT och bei Küche un: Kindern sucht‘“‘. Betont wiırd,
sınd die staatliıchen Ausgaben tür das Kindergeld. Das Fa- auch die SPD bejahe die Ehe un! Famiılie un! sehe in iıhnen

erstrebenswerte Formen des Zusammenlebens. Wenn sıchZiIt ach Meınung der Union: ‚„„Dıe unterhaltspilichtigen
Steuerzahler bezahlen miıt der ‚Kindersteuer‘ das Kınder- sozialdemokratische Familienpolitik auch auf eınen AUuUSs-

geld, das s1e VO Staat erhalten, ach W1e VOT selbst.““ geweıteten Familienbegriff beziehe, werde damıt die durch
Durch die Hıntertür wurde miıt Wirkung VO Januar 1980 Ehe begründete Famiıulie nıcht iın BASE gestellt.
in Oorm des Kinderbetreuungsbetrags wiıeder eıne Art
Kinderfreibetrag eingeführt, der durch Nachweıs maxımal
1200 Pro ınd un! Jahr betragen kann, VO  — dem aber Was die Parteien versprechen
in den CDU-regıerten Bundesländern 600 ohne Eın Vergleich der konkreten Wahlprogramme Von SPDNachweıis anerkannt werden. Die Regierungsparteien un! CDUV/CSU enthüllt 1aber auch manche GemeıLinsam-möchten diesen Freibetrag a1b 1981 sotern die VO  3 allen
Parteıen angekündigten Steuererleichterungen zumiıindest keiten wobei die Unıion allerdings ihre Vorschläge

mıt Seitenhieben auf die Koalitionsparteien verbindet. Dieteilweise doch och realisiert werden sollten wieder
streichen un! dessen eınen Kindergrundfreibetrag wichtigsten tamilienpolitischen Tiele der Unionspar-
VO  s einführen, der für alle Steuerzahler telen:

Neben der bereits erwähnten Einführung eınes Erzie-gleich 1St unı in der Progressionszone nıcht höherer
Steuerentlastung führt Demgegenüber plädiert die Op- hungs- un! Mutterschaftsgeldes SOWIE der Schaffung eınes

posıtıon für die Einführung eınes progressionswirksamen „Tfamılienfreundlichen Steuerrechts miıt wırksamen Kın-
derfreibeträgen“‘ wobel als CRSIET Schritt die Umwand-Kinderfreibetrages, wofür die Opposıtion jetzt auch den Jung des bestehenden Kinderbetreuungsbetrages 1ın eıinenBundesgerichtshof auf ihrer Neıte sıeht, der eıner Tau An-

spruch auf ‚„Schadenersatz‘“‘ zuerkannt hatte, weıl sS1e ach echten Kınderfreibetrag 1Ns Auge gefaßt wiırd möchte die
Union, W1e ebenfalls schon erwähnt, eıne regelmäßigeeiıner mißglückten Sterilisation Zwillinge Zur Welt Überbrückung der Höhe des Kindergeldes durch den @brachte. er CDU-Steuerexperte Franz Klein, 1ınıste-

rialdirektor iın der Bonner Landesvertretung VO  — Rhein- setzgeber Zur Pflicht machen, terner sollen ergänzend
eıner amılien- un! kiınderfreundlichen Städteplanung un!land-Pfalz, deutete dies dahingehend, dafß die Unterhalts- Dorfentwicklung die SESAMTE Wohnungsbauförderungverpflichtung den Eltern VO Staat durch (Gesetz

„zwingend auferlegt worden sel  “ Der Gesetzgeber NCUu geregelt und verbessert SOWI1e eın umfassendes Pro-
mZU Schutz des ungeborenen Lebens verwirklichtkomme eshalb nıcht darum herum, den Unterhalt Von werden. ehr Entfaltungschancen für die Tau sollen Uu.Kindern W1e€e andere Schadensersatzansprüche als

außergewöhnliche Belastung (steuerlich) anzuerkennen, durch folgende Mafßnahmen gewährleistet werden:
Beseıitigung der Benachteiligung der Hausfrauentätig-solange das Kindergeld die durch die Unterhaltsverpflich- eıt un! der Kindererziehung.tung bedingte Minderung der Leistungsfähigkeit nıcht ab-

decke Verbesserung der Altersversorgung der Müuültter durch
die Anrechnung Von Erziehungszeiten, wobei tuntf

Im Gegénsatz Z Mutterschaftsurlaubsgeld, WwW1e€e CS die Jahre Je 1nd ın ohe des Durchschnittseinkommens
Koalıtionsparteien eingeführt haben un in der nächsten angerechnet werden sollen.
Legislaturperiode ausbauen möchten, verspricht die UOp- Sıcherstellung der Gleichberechtigung Von Mann und
posıtıon ın ıhrem Wahlprogramm die Einführung eines rau im Rentenrecht (vgl. H  9 Aprıl 1980, 166{f£.).
„Erziehungsgeldes‘“ von 400 monatlıch bıs Zu voll- Beseitigung der unzureichenden Sıcherung der Haus-
endeten Lebensjahr des Kındes. Aufßfßerdem soll die Be- frau un! Mutter Untall un: Invalidität.
nachteiligung der nıcht ın einem arbeıitsrechtlichen Beseitigung der einseıtigen Festlegung der Mädchen aut
Verhältnis tatıgen Müultter beim „Mutterschaftsgeld“ be- typische Frauenberufe.
seıtigt werden. AT wollen, da{fß auch diese Müuültter bei Schaffung VO  - Voraussetzungen für gleiche Aufstiegs-der Geburt eines Kındes für die Dauer Von sechs onaten chancen für Frauen W1e€e tür Männer.
eın Mutterschaftsgeld iın ohe VO  3 500 monatlıch CI- Schließlich ll die Union darauf hinwirken, dafß das
halten. Das Erziehungsgeld wırd sıch zeıtlich das Mut- Angebot Von Teilzeitarbeitsplätzen 1im ötffentlichen
terschaftsgeld anschließen.“‘ Ferner soll die oöhe des Kın- Dienst un ın der Wıirtschaft erhöht wiırd: außerdem
dergeldes VO Gesetzgeber regelmäßig überprüft werden. möchte s1€e bessere Ausbildungs-, Fortbildungs- un!
So stehen sıch SPD un FDP auf der eınen, CD  S un:! CSU Umschulungsmöglichkeiten für den Wiedereintritt VO  -
auf der anderen Seıite bezüglich der famılienpolitischen Hausfrauen in das Berufsleben schaffen.
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Diskussionsvorschläge der SPD ZU Ausbau der famı- ‘EstG gedacht, der Kinder nıcht berücksichtigte und
lienpolitischen Siıcherung haben D folgende Schwer- durch die mıt steigendem Eiınkommen wachsende Steu-
punkte: ervergünstigung wohlhabendere Bauherren bevorzuge.
ach Auffassung der Arbeitsgruppe „Sozialpolitisches Vorgeschlagen wiırd, eın kinderzahlbezogenes Steuer-
Programm ‘“ der SPD hat der weıtere Ausbau familienpoli- abzugsverfahren einzuführen. eıtere famiılienpoli-

tische Mafßnahmen betreftfen die Verbesserung in dertischer Siıcherungsleistungen der Tatsache Rechnung
LTagCNH, dafß Kinder für ihre Eltern Kosten bedeuten, dafß Ausbildungsförderung SOW1e famılienergänzende Er-
durch die zeitweilige Aufgabe der Erwerbstätigkeit eines ziehungs- und Beratungsangebote.
FElternteils eın Teil des Familieneinkommens austfällt und Eınıige wesentliche familienpolitische Vorstellungen derdafß für erwerbstätige Eltern besondere Probleme bei der FD  SVereinbarkeit VO  — Kindererziehung und Beruf entstehen. Kindergeld 1St weıterhin unabhängig VO Familienein;Dıie familienpolitischen Sicherungsleistungen haben dem- kommen VO ersten ınd zahlen. Beı der OTrt-nach dreı Schwerpunkte:

Die Weiterentwicklung des Kindergeldes; da aber die entwicklung des Kındergeldes sollte daraut geachtet
werden, daflß insbesondere die ersten un! Zzweıten Kın-Erhöhung des Kindergeldes für Kinder eınen der staärker berücksichtigt werden. Übersteigen diegeringen Betrag die Steuerzahler mıt Milliarden belasten Kosten für Kinderbetreuung, Hausgehilfen SOWIewürde, ohne die Lebensverhältnisse der Famıilien Kranken- oder Alterspilege die zumutbare Belastungsentlich verändern, wırd überlegt, ob INa nıcht bes- des Steuerpflichtigen, sollen sS1e nach den allgemeinenSEr dort gezielt helfen ollte, ılfe dringender C Maßstäben der außergewöhnlichen Belastung steuerlichraucht wırd und ob 11a den Zuwachs für diejenigen berücksichtigt werden.niedriger halten sollte, die hohe Einkommen ha- In Städtebau- un: Wohnungsbauprogrammen sınd In-ben ach Auffassung der CD  e verkennt die SPD da- frastruktureinrichtungen vorzusehen, die intertamıiıliärebel,; dafß Familien, die eınen höheren Lebensstandard Hılte erleichtern. Dabei sollen die Alters-, Famıilien-erreicht haben, naturgemäfß auch mehr für die Kinder und Gesellschaftsstruktur der Einwohner un! die Be-ausgeben und da{fß ın diesen Famıilien, die bel eıner Wwe1l- dürfnisse ach Entlastung der Eltern un! alleinerzie-Wohlstandsmehrung Ja bald die Mehrheit darstel- henden Elternteile starker berücksichtigt werden.len werden, der Wille ZU ınd durch solche Mafßßnah- Privatınıtiatıven und Zusammenschlüsse für nachbar-

iInen gemindert wurde. schaftliche Hıltfe sınd ördern.Dıie arbeitsrechtliche Freistellung der Eltern ın der eıt
der trühkindlichen Erziehung. Vor der Geburt des CI-

Die Verlängerung des MutterschutzurlaubDs VO  —_ acht
Wochen auf sechs Monate 1st als Elternurlaub aus-

sSten Kindes sınd heute EeLIW. Prozent der Frauen CI- zugestalten, daß S1€e wahlweise nuch VO Vater ın An-werbstätig oder in Berufsausbildung. Die rage, ob
beide Partner ach der Geburt weıterarbeiten ollen, spruchgwerden annn ach Ablauf dieser

eıt sollte eın Elternteil be] Berufsunterbrechung bisentscheiden ELW Zzwel Drittel der Müuültter ZUgunsStenN e1- eiınem Jahr ach der Geburt des Kindes das Recht auf
ner Aufgabe der Erwerbstätigkeit. Da in unserer

Gesellschaft aber die Erwerbstätigkeit der Trau eıner Wiedereinstellung iın das rühere Arbeitsverhältnis ha-
benSelbstverständlichkeit geworden 1St und die tradıtio0-

nelle Arbeitsteilung zwıischen Mannn un! rau ımmer
mehr ın rage gestellt wiırd, bereitet die Vereinbarkeit Schw'ächung der Familie uUrc Gesetz?
VO  3 Kindererziehung un! Beruf Probleme, die nıcht al-
lein durch Geldleistung des Staates gelöst werden kön- Man sıeht; die drei Parteıen setzen unterschiedliche
NCN, meınt die Arbeitsgruppe „Sozialpolitisches Pro- Schwerpunkte ın ıhrer Familienpolitik. Fınes hat sıch Je-
gramm‘”. Mindestens ebenso wichtig se1l CS, uttern doch seIlIt Anfang der /0er Jahre geändert: dıie eiınmal kol-
oder Vätern, die der Kindererziehung wiıllen auf eıne portierte These, die Famiıulıie se1 eın Ort der Repression, S1e
Erwerbstätigkeit verzıchten, die Rückkehr 1Ns FEr- musse durch andere Formen des Zusammenlebens ErSeTIzZt

werbsleben ermöglichen. Gedacht 1St daher eıne werden, wurde be] keiner Parteı Bestandteil offizieller Po-
rein arbeitsrechtliche Lösung ZuUur Freistellung der EI- lıtık Inzwischen hat sich auch herausgestellt, da{ß der Staat
tern tür die Kindererziehung, deren Zie] 65 ISt; kinder- nıcht das Maf(i aller Dınge ISt, daß nıcht alle Probleme
erziehende Eltern ohne Lohnfortzahlung oder Eın- durch staatliche Reglementierung gelöst werden. Der Staat
kommensersatz VO  s der Arbeit freizustellen, jedoch 1St seıne Grenzen gestoßen; seine Ausgaben un! Schul-
ihnen die Erhaltung des Arbeitsplatzes garantıeren. den haben eın Volumen erreicht, das schon zwangsläufig
Verbesserung der Wohnungsversorgung UV“on Famıuilien das Prinzıp der Subsidiarıität, VO  —$ der katholischen Sozial-
mMiAıt Kindern: Zur Erreichung dieses Zieles sollten die lehre schon immer gleichsam als Patentlösung empfohlen,
Leistungen 1mM Rahmen des Wohngeldgesetzes für als einzıger Ausweg übrigzubleiben scheint. Wenn der
Haushalte mıt Zz7wel und mehr Kindern erheblich Ver- Staat bzw eiıne übergeordnete Stelle 1Ur och dann
bessert un! der Einkommensentwicklung angepaßt Hılfe kommt, wenn die kleinere Einheit b7zw Gemeın-
werden, schlägt die Arbeitsgruppe weıter VOTI. Außer- schaft dazu nıcht mehr tfahıg Ist, WEeNnN Selbstverantwor-
dem wiırd eıne Anderung des geltenden Paragraphen tung des einzelnen un die Solıdarıität der Menschen -
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tereinander gestärkt werden, annn der Staat auf manche der Entwurf eın wesentlich geringeres Leistungsrecht VO  —
VON ıhm miıt weıt höherem Kostenaufwand erbrachten uch 1sSt die Einheit der Jugendhilfe 1im Bundesrats-Ent-
Leistungen wieder verzichten. Voraussetzung tür die Ver- wurftf nıcht mehr deutlich: weıt stärker als 1im Regıe-
wirklichung des Subsidiaritätsprinzips 1st eıne Stärkung rungsentwurf wiırd darin die Länderkompetenz betont.
der Famillıie. Und der kirchlicherseits bejahte, 1mM Bundesrats-Entwurf
Die Unionsparteıen vertreten die Auffassuhg, daß manche vorgesehene Vorrang für freie Träger wird 1mM Bereich der
VOon der soz1allıberalen Koalıition verantwortenden (Ge- Planung un! Förderung nıcht konsequent durchgehalten;

die Famiulie eher schwächten und dafß auch weıtere schließlich übernimmt der Bundesratsentwurf bezüglich
Pläne diesen Trend ördern. Verwiıesen wırd eLItwa der Sicherung des Elternrechts ZWar 1mM Programmatischen

auf die Ehescheidungsreform: Der Von SPD un! FDP wesentliche Vorstellungen der Kırche, bleibt jedoch 1m
eingebrachte Entwurftf hätte, die Union, Ehe und Leistungsrecht teilweise hinter den Ertordernissen der
Famlılie eıner leicht aufkündbaren Rechtsbeziehung Praxıs zurück.
gemacht, doch habe sıch die CD  S energisch un:! teil-
welse mıiıt Erfolg diese Tendenzen gewehrt;
das CUuU«C elterliche Sorgerecht SOWI1E der Entwurf eınes Nachholbedarf auch Del der Kirche

Jugendhilferechts gingen grundsätzlich VO
Mifßtrauen gegenüber der Leistungsfähigkeit der amı- Da{ß in der Familienpolitik NEeEUEC Schwerpunkte gESETIZL
lien aus un:! erweıterten die Eingritfsmöglichkeiten des werden mussen, verdeutlicht der Dritte Famıilienbericht
Staates Zur Reglementierung des Umgangs VO  3 Eltern der Bundesregierung. Wenn die SPD auch betont, S1e
un! Kindern und trugen damit eCu«C Konflikte iın die wolle die Famlıulie ihrer selbst wiıllen ördern und nıcht
Famılien hineıin. mıt dem 7ie] eıner AÄnderung des generatıven Verhaltens,

Indes zeıgte gerade die Auseinandersetzung das /u- wiırd in diesem Bericht doch die Tatsache, dafß die Bundes-
gendhilferecht, dafß Parteiprogramme un! praktische Po- republik die nıedrigste Geburtenrate ın der Welt hat, auf
lıtık doch beträchtlich voneıiınander abweichen. Versäumnıisse in der Famıilienpolitik zurückgeführt. Wel-
So wurde ZWaT: der Regierungsentwurf VO Kirchen che Parteı die besseren Rezepte hat, diesbezüglich eiıne

Anderung herbeizuführen, werden die Bundesbürger 1mMund freien Trägern der Jugendhilte rundweg abgelehnt,
doch signalisierte inzwischen das eıner Verwirklichung Oktober ohl nıcht ZU eigentlichen Kriterium für ıhre
der Reform stark interessierte Bundesjugendkuratorium Wahlentscheidung machen. Familienpolitik 1St eın

komplexes Gebiet. uch wenn davon praktisch jederJK) ın dem auch die mıiıt Jugendfragen befafßten katholi- Bundesbürger betroffen ISt; tehlt doch weitgehend eınschen Verbände vertreten sınd, daß der inzwischen gCc-
undene Kompromikß durchaus akzeptabel se1l 50 soll das Problembewußtsein. Polemische Wahlkampfaufklärung
Jugendhilferecht eigenständıg bleiben und nıcht ın das SO- annn dieses Bewußftsein auch nıcht schaffen. Hıer hätten

auch die Kırchen eıne wichtige Aufgabe ertüllen. Kriti-zialgesetzbuch einbezogen werden: auch das Elternrecht
bleibt weıtgehend gewahrt; WenNnn Jugendliche ab 14 Jah ker meınen, dafß dıe Familıenpolitik kırchlicher Verbände
ren auch das Recht erhalten, Antrage auf Leistungen bısher einselt1g ökonomuistisch ausgerichtet se1l Durch

materielle Besserstellung alleın lasse sıch die Famlıulıe nıchtstellen, sınd die Jugendämter, abgesehen VO  ; gewissen retten Die ‚„Anfragen Zur Familiıenpolitik“‘, soeben VOakuten Notrfällen (SO Suizıdgefahr oder Gefährdung des
Kindeswohls BCMmM 1666 BGB), verpflichtet, VOT der Le1i- Zentralkomitee der deutschen Katholiken veröffentlicht;

machen 1er keine Ausnahme, WEeNnn darın die Bedrohungdie Zustimmung der Erziehungsberechtigten eINZU- der Famılie auch keineswegs 1Ur materiell gesehen wirdholen Und schliefßlich findet sıch der ursprünglıch den Ööf- och die Familulıie kümmern sıch nıcht NUr katholischetentlichen Trägern eingeräumte Vorrang VOT den freien
Trägern nıcht mehr 1mM jetzıgen Entwurf, ın den eıne For- Verbände, sondern auch die Bischöte. Ihnen ann INan

nıcht abstreiten, dafß S$1C iın zahlreichen Hırtenworten denmulıerung des Deutschen Vereıns tür öffentliche un! pr1- iıdeellen Wert der Famlılıe herausstellten. Indes meınenVate Fürsorge als Kompromifß Autnahme tand, miıt dem
die katholische Kırche allerdings och nıcht voll zufrieden viele Katholiken, dafß die ‚„Amtskirche“‘ nıcht NUur ZU!r Klä-

Iung beiträgt, sondern auch zusätzliche Probleme schafft1ISt Danach bleibt die Gesamtverantwortung beim öffent- durch ZEWISSE VO  - ıhr nach W1e VOT vertretene Aspekte derlichen Träger, doch 1St eıne partnerschaftliche Zusammen-
arbeit mıt den freien Trägern vorgesehen. Ehemoral. Dıe Hoffnungen, da{fß die römische Bischots-

synode 1im Herbst, die dem Thema Famiaıulie gewidmet ISt,
Obwohl die grundsätzlıichen tamilienpolitischen Vorstel- CUuU«cC Wege aufzeigt, sınd gering. Viele Kıirchenvertreter
lungen der Opposıtion denen der Kirche näherstehen, beklagen bisher das Fehlen eıner Famiılienpastoral un! Fa-
zeıgt die politische Praxıs Beispiel des Jugendhilfe- miılıentheologie: Obwohl kırchlicherseits die kinderreiche
rechts, dafß der Bundesrats-Gegenentwurf der Famiuılıe als Ideal herausgestellt wırd, 1St Kıirchlichen
DU/CSU-Länder A4UsS$ der Sıcht der Kirche ebenfalls be- Gesetzbuch 1Ur eın kirchliches Eherecht austühr-
trächtliche Mängel autweist. CD  S un! CSU erheben ZWAaAar ıch dargestellt; die Familie, der eın 1ImM Ehestand leben-
gegenüber dem Regierungsentwurf den Vorwurf, dieser des aar Ja Eerst durch Kınder wiırd, kommt darın praktischmache die Jugendhilfe attraktıv, daß CI die Famiaulie nıcht VO  — Nachholbedarf also offensichtlich nıcht Nur be1
gleichsam auf die Seıte dränge, un! sehen daher 1m eigenen den polıtischen Parteıen Hans Lıipp


